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I Vorbemerkung 

1 Einleitung 

Rechtspfleger in Leipzig, die im Bund Deutscher Rechtspfleger Bezirksverein Leipzig 
e. V. zusammengeschlossen sind, haben bereits im Jahr 2011 Überlegungen zum 
Tragen von Roben durch Rechtspfleger angestellt und eine entsprechende Umset-
zung diskutiert. In einem Positionspapier wurden die tragenden Argumente für dieses 
Ansinnen zusammengefasst. 

Im Rahmen der Anhörung zur Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministe-
riums der Justiz zu übergreifenden Organisationsvorschriften für den Geschäftsbe-
reich der Justiz (VwV Justizorganisation) hatte der Bund Deutscher Rechtspfleger 
Bezirksverein Leipzig e. V. deshalb angeregt, in deren Teil A, Abschnitt III Nummer 1 
in den Personenkreis, der zum Tragen von Roben berechtigt und verpflichtet ist, ne-
ben den Amtsanwälten auch die Rechtspfleger selbst aufzunehmen.1 Das Oberlan-
desgericht Dresden bat das Sächsische Staatsministerium der Justiz in der Folge um 
Prüfung, ob die Möglichkeit des Tragens einer Amtstracht für Rechtspfleger in die 
VwV Justizorganisation aufgenommen werden kann.2 

Auf dem Rechtspflegertag am 13. November 2013 in Leipzig wurde das Thema zum 
Gegenstand der Beratung in der gesamten Rechtspflegerschaft gemacht. Im Ergeb-
nis der Beratungen beschloss der Rechtspflegertag in einer Resolution zur Stärkung 
des Rechtspflegers, die Einführung von Roben für Rechtspfleger durch den Verband 
Sächsischer Rechtspfleger e. V. zu fordern. 

In einem Gespräch zwischen Vertretern des Sächsischen Staatsministeriums der 
Justiz, des Amtsgerichts Leipzig, des Verbandes Sächsischer Rechtspfleger e. V. 
und des Bundes Sächsischer Rechtspfleger e. V. beim Amtsgericht Leipzig am  
16. Juli 2015 wurden die Rahmenbedingungen für einen Modellversuch zum Tragen 
von Roben durch Rechtspfleger beim Amtsgericht Leipzig abgesteckt. Insbesondere 
wurden der Projektzeitraum und die im Rahmen des Projektes zu erhebenden Daten 
bestimmt. 

2 Historische Betrachtungen zur Robe 

Eine einheitliche Juristentracht verfügte erstmals der preußische „Soldatenkönig“ 
Friedrich Wilhelm I. mit eigenhändigem Schreiben an seinen Justizminister Christian 
Friedrich Freiherr von Bartholdi vom 2. April 1713. Im Verlauf des 18. und 19. Jahr-
hunderts wurde der „Mantel“, den man gemeinhin als Robe zu bezeichnen pflegte, 
von anderen deutschen Territorien in identischer oder abgewandelter Form über-
nommen. Nach der Reichsgründung im Jahre 1871 setzte sich die preußische Robe 
als einheitliche deutsche Juristentracht endgültig durch. 

Die Robe erfüllt im Prozess unterschiedliche Zwecke. Einerseits ist sie in Deutsch-
land wie in weiten Teilen der Welt traditionelle Standestracht der juristischen Funkti-
onsträger, Sinnbild gerichtlicher Würde und optisches Abgrenzungsmerkmal. Ande-
rerseits verdeckt sie die Kleidung und das Aussehen der Person, die sie trägt. So 
agieren die mit Roben bekleideten Personen vor Gericht nicht als private Individuen, 
sondern ausschließlich als funktionale Elemente der Rechtsordnung in den ihnen 
vom Gesetzgeber jeweils zugewiesenen Positionen. 

                                                 
1 Schreiben vom 15. September 2011 
2 OLGS vom 3. April 2012, 1281-II.2.3-1/11 
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Für das Bundesverfassungsgericht besteht ein erhebliches Interesse der Allgemein-
heit daran, "dass Gerichtsverhandlungen in guter Ordnung und in angemessener 
Form durchgeführt werden können. Diesem Zweck dient es, wenn auch die an der 
Verhandlung beteiligten Rechtsanwälte eine Amtstracht tragen. Sie werden dadurch 
aus dem Kreis der übrigen Teilnehmer an der Verhandlung herausgehoben; ihre 
Stellung als unabhängiges Organ der Rechtspflege wird sichtbar gemacht. Darin liegt 
auch ein zumindest mittelbarer Nutzen für die Rechts- und Wahrheitsfindung im Pro-
zess; denn die Übersichtlichkeit der Situation im Verhandlungsraum wird gefördert 
und zugleich ein Beitrag zur Schaffung jener Atmosphäre der Ausgeglichenheit und 
Objektivität geleistet".3 Ihrem Zweck nach soll die Robe den würdigen Rahmen der 
Gerichtsverhandlung herstellen. Sie ist damit eine gerichtsverfassungsrechtliche 
Frage.4 

Die Robe soll die wesentlichen Funktions- und Amtsträger im Gerichtssaal kenn-
zeichnen und diese zugleich ihrer Individualität entheben. Sie hilft, die Bedeutung 
des Vorganges "Gerichtsverfahren" zu unterstreichen. Der Bürger erwartet bei Ge-
richtsverhandlungen die Robe. Sie ist in der öffentlichen Wahrnehmung derartig stark 
mit juristischen Berufen verbunden, dass das Image unter dem Strich positiv ist. Vor 
Gericht geht es tatsächlich um Autorität – jedoch nicht nur um die des Richters, son-
dern um die durch ihn wahrgenommene Autorität des Volkes. Insofern hilft die Robe, 
hier die Person vom Amt zu lösen. Die Robe tut ihren Dienst an einem für unser 
Staatswesen ganz zentralen Ort: dem Gerichtssaal. Nur das Gerichtswesen kann 
prüfen und verbindlich aussprechen, was die anderen staatlichen Gewalten verspre-
chen.5 

3 Abriss zur Geschichte des Rechtspflegers 

Die für die Gerichtsorganisation und das Verfahren maßgebenden Gesetze (die 
Reichsjustizgesetze von 1877, die Grundbuchordnung, das Zwangsversteigerungs-
gesetz und das Reichsgesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit) hatten ohne jede Ausnahme alle gerichtlichen Entscheidungen und Verfügun-
gen dem Richter übertragen. Schon bald zeigte sich, dass der Richter hierdurch mit 
einer Vielzahl von Aufgaben belastet war, die nicht unbedingt die universelle wissen-
schaftliche Hochschulausbildung eines Volljuristen verlangten.6 

Mit der Allgemeinverfügung vom 25. April 1906 ordnete die preußische Justizverwal-
tung an, dass die als Gerichtsschreiber bezeichneten Beamten die Richter durch An-
fertigung von Entwürfen zu unterstützen hätten. In der preußischen Entlastungsver-
fügung vom 28. Mai 1923 wurde erstmals für die Beamten, denen richterliche Ge-
schäfte zur selbständigen Wahrnehmung übertragen waren, die Bezeichnung 
"Rechtspfleger" eingeführt. Sachsen übernahm durch die RechtspflegerVO vom  
18. Juni 1926 diese Bezeichnung.7 

Die Institution des Rechtspflegers hat erstmals durch die Neufassung des  
§ 10 Abs. 3 GVG auf Grundlage des Artikels 1 Nr. 8 des Gesetzes zur Wiederherstel-
lung der Rechtseinheit … vom 12. September 1950 (BGBl I 455) ihre gesetzliche 
Anerkennung gefunden. Durch das Rechtspflegergesetz von 1957 wurden dem 
Rechtspfleger unmittelbar durch Gesetz zahlreiche Rechtsgebiete ganz oder mit ein-
zelnen Richtervorbehalten übertragen, ferner viele Einzelgeschäfte auf anderen Ge-
bieten. Die Bedeutung dieses Gesetzes liegt vor allem darin, dass die gerichtsver-
                                                 
3 https://de.wikipedia.org/wiki/Robe#Geschichte_der_deutschen_Juristenrobe, Abruf am 14.09.2018 
4 Schmidt-Räntsch, DRiG, 6. Auflage, Teil F, Einf, Rn. 6 
5 NJW-aktuell, Heft 34/2013, Seite 12 
6 Arnold/Meyer-Stolte, Rechtspflegergesetz 1970, 2. Auflage, Einführung 
7 Arnold/Meyer-Stolte, a. a. O. 
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fassungsmäßige Stellung des Rechtspflegers gesetzlich festgelegt und in Anlehnung 
an die GVG-Vorschriften normiert wurde.8 

Das Rechtspflegergesetz vom 1. Juli 1970 führte die Linie des Rechtspflegergeset-
zes 1957 fort, erweiterte den Übertragungsbereich, schuf eine Trennung zwischen 
Rechtspfleger und Urkundsbeamter der Geschäftsstelle und bildete eine umfassende 
Kodifizierung des Rechtspflegerrechts.9 In der DDR wurden diese Aufgaben vor-
nehmlich von Gerichtssekretären, Verwaltungsbehörden und staatlichen Notariaten 
wahrgenommen.10 

Das Rechtspflegergesetz von 1970 hatte weniger die Entlastung des Richters als 
Ziel. Vielmehr sollte der Rechtspfleger als eigenständiges Organ der Rechtspflege, 
als die "zweite Säule der Dritten Gewalt", dargestellt werden.11 Mit dem Dritten Ge-
setz zur Änderung des Rechtspflegergesetzes und anderer Gesetze von 1998 wurde 
die Unabhängigkeit des Rechtspflegers gestärkt. Wegen der sachlichen Unabhän-
gigkeit entfällt die „Gehorsamspflicht“, die bei anderen Beamten üblich ist.12 Das 
Selbstverständnis, als zweite Säule der Dritten Gewalt neben den Richtern zu wir-
ken, ist insbesondere darauf gestützt, dass Rechtspfleger nach dem Rechtspfleger-
gesetz die ihnen durch dieses Gesetz übertragenen Aufgaben frei von Weisungen 
und sachlich unabhängig erledigen.13 

II Rechtspflegerrobe 

1 Erwartungen an die Rechtspflegerrobe 

In Verhandlungen nehmen die Rechtspfleger aufgrund der vorgenannten Übertra-
gungen richterliche Aufgaben wahr. Sie treffen ihre Entscheidungen nicht als Privat-
personen, sondern als Amtspersonen mit Außenwirkung. 

Durch das Tragen der Roben wird erkenntlich, dass der Rechtspfleger seine hoheitli-
chen Entscheidungen in der ihm durch das Gesetz zugewiesenen Funktion trifft; er 
wird äußerlich als der Entscheidungsträger erkennbar. Auf diese Weise können, 
stärker als in der Vergangenheit, die Kompetenzen des Rechtspflegers als Leiter des 
Termins (z. B. in Zwangsversteigerungssachen) hervorgehoben werden. Dies soll 
gerade Berufsanfängern den Einstieg in den Verhandlungsalltag erleichtern. 

2 Aussehen der Rechtspflegerrobe 

Das Aussehen der Rechtspflegerrobe orientiert sich an den Regelungen nach  
Teil A Abschn. III Nr. 2 VwV Justizorganisation. Sie soll, ähnlich der Amtsanwaltsro-
be, einen schmaleren Besatz, als die Richterrobe haben. Von der Robe des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle soll sich die Rechtspflegerrobe durch die Ver-
wendung eines Besatzes aus Samt statt aus Wollstoff unterscheiden. 

3 Beschaffung der Rechtspflegerrobe 

Richter, Staatsanwälte und Amtsanwälte müssen nach den in Sachsen zum Tragen 
von Roben erlassenen Regelungen ihre Amtstracht selbst beschaffen. Für die Ur-

                                                 
8 Arnold/Meyer-Stolte, a. a. O. 
9 Arnold/Meyer-Stolte, a. a. O. 
10 Arnold/Meyer-Stolte/Georg, RPflG, 8. Auflage, Vor § 1, Rn. 9 
11 Arnold/Meyer-Stolte/Georg, a. a. O., Rn. 11 
12 Arnold/Meyer-Stolte/Rellermeyer, RPflG, 8. Auflage, Vor § 1, Rn. 10 
13 § 9 Rechtspflegergesetz (RPflG): "Der Rechtspfleger ist sachlich unabhängig und nur an Recht und 
   Gesetz gebunden." 
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kundsbeamten sind von den Gerichten staatseigene Amtstrachten zu beschaffen. 
Die Kosten der Robe haben die Richter selbst zu tragen.14 

Für den Modellversuch stand es den Rechtspflegern frei, eine Robe selbst zu be-
schaffen. Der Bund Sächsischer Rechtspfleger Bezirksverein Leipzig e. V. erwarb für 
die Zeit des Modellversuches Roben bei der Gewandmeisterei Wasmer in Issigau 
und stellte sie den teilnehmenden Rechtspflegern zur Verfügung.15 

III Voraussetzungen des Modellversuches 

1 Regelungen zum Tragen der Robe 

Berufsrichter, Staatsanwälte, Amtsanwälte und Urkundsbeamte der Geschäftsstelle 
sind entsprechend Teil A Abschn. III Nr. 1 VwV Justizorganisation zum Tragen einer 
Amtstracht berechtigt und verpflichtet. Die Amtstracht besteht gemäß Teil A Abschn. 
III Nr. 2 VwV Justizorganisation aus einer schwarzen Robe, bei Richtern, Staatsan-
wälten und Amtsanwälten mit einem Besatz aus Samt, bei Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle mit einem Besatz aus Wollstoff. Zur Amtstracht ist ein weißes Hemd mit 
weißem Lang- oder Querbinder zu tragen. Frauen tragen eine weiße Bluse, zu der 
eine weiße Schleife angelegt werden kann. 

Nach Teil A Abschn. III Nr. 3 VwV Justizorganisation ist die Amtstracht in allen zur 
Verhandlung oder zur Verkündung einer Entscheidung bestimmten Sitzungen zu tra-
gen, sofern nicht im Einzelfall nach Auffassung des Gerichts eine andere Regelung 
angemessen ist. Bei sonstigen richterlichen Handlungen sowie bei Verhandlungen 
und Verkündungen außerhalb des Sitzungssaales des Gerichtsgebäudes ist die 
Amtstracht zu tragen, wenn dies mit Rücksicht auf das Ansehen der Rechtspflege 
angemessen erscheint. Die Entscheidung hierüber trifft das Gericht. 

Richter, Staatsanwälte und Amtsanwälte beschaffen ihre Amtstracht selbst. Für die 
Urkundsbeamten sind von den Gerichten staatseigene Amtstrachten zu beschaffen. 
Die Staatsanwaltschaften haben für die ihnen zugewiesenen Referendare einen aus-
reichenden Vorrat an Roben zu beschaffen, Teil A Abschn. III Nr. 4 VwV Justizorga-
nisation. 

2 Genehmigung des Modellversuches 

Durch das Schreiben vom 28. Dezember 2016 erklärte sich der Sächsische Staats-
minister der Justiz mit der Durchführung des Modellversuchs einverstanden. Von den 
Regelungen zur Amtstracht in Abschnitt III VwV Justizorganisation durfte für den Pro-
jektzeitraum abgewichen werden. 

3 Am Modellversuch teilnehmende Rechtspfleger 

Am Modellversuch nahmen die Rechtspfleger der Zwangsversteigerungsabteilung 
des Amtsgerichts Leipzig teil. Durch § 3 Nr. 1 i) Rechtspflegergesetz (RPflG) sind die 
nach den gesetzlichen Vorschriften vom Richter wahrzunehmenden Geschäfte des 
Amtsgerichts dem Rechtspfleger in den Verfahren nach dem Gesetz über die 
Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung (ZVG) in vollem Umfang übertra-
gen. 

Die Zwangsversteigerungsrechtspfleger wurden für den Modellversuch ausgewählt, 
da im Zwangsversteigerungstermin im Rahmen der Regelungen der Zivilprozessord-
nung (ZPO) und des ZVG eine Verhandlung über die Versteigerungsbedingungen 

                                                 
14 Schmidt-Räntsch, 6. Auflage, DRiG, § 46, Rn. 44 
15 Anlage 1 
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stattfindet. Darauf folgt die Ausbietung mit der Verhandlung über den Zuschlag. Im 
Verfahren werden alle maßgeblichen Entscheidungen vom zuständigen Rechtspfle-
ger getroffen. Im öffentlichen Versteigerungstermin treffen die widerstreitenden Inte-
ressen aufeinander und können von den Verfahrensbeteiligten in mündlichem Vor-
trag vertreten werden. Den die Verhandlung leitenden Rechtspflegern obliegen die 
verfahrensleitenden Entscheidungen wie auch der Zuschlag, der dem Schuldner das 
Eigentum an der Immobilie entzieht und den Ersteher in das Eigentum setzt. Dieser 
starke Eingriff in die Grundrechte des Schuldners macht die Tätigkeit der 
Zwangsversteigerungsrechtspfleger besonders verantwortungsvoll. 

Die Versteigerung wird nach § 35 ZVG durch das Vollstreckungsgericht durchgeführt. 
Es gibt für die Zuständigkeit der Amtsgerichte als Vollstreckungsgericht in 
Zwangsversteigerungssachen keine wertmäßige Beschränkung, wie etwa in Zivilsa-
chen für die Zuständigkeiten der Amtsgerichte und Landgerichte. Das Vollstre-
ckungsgericht bestimmt zur Zwangsversteigerung entsprechend § 36 ZVG einen 
Versteigerungstermin. 

Der Versteigerungstermin ist gemäß § 169 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) öffent-
lich. Diesen leitet der für das Verfahren zuständige Rechtspfleger. Er hat dieselben 
Aufgaben der Sitzungsleitung und der Aufrechterhaltung der Ordnung wie ein Richter 
im Zivilprozess, §§ 175 - 183 GVG.16 

In dem Versteigerungstermin werden gemäß § 66 ZVG nach dem Aufruf der Sache 
die das Grundstück betreffenden Nachweisungen, die das Verfahren betreibenden 
Gläubiger sowie deren Ansprüche, die Zeit der Beschlagnahme, der vom Gericht 
festgesetzte Wert des Grundstücks und die erfolgten Anmeldungen bekannt ge-
macht, hierauf das geringste Gebot und die Versteigerungsbedingungen nach Anhö-
rung der anwesenden Beteiligten, nötigenfalls mit Hilfe eines Rechnungsverständi-
gen, unter Bezeichnung der einzelnen Rechte, festgestellt und die erfolgten Feststel-
lungen verlesen. Nachdem dies geschehen ist, hat das Gericht auf die bevorstehen-
de Ausschließung weiterer Anmeldungen hinzuweisen und sodann zur Abgabe von 
Geboten aufzufordern. 

Der Zuschlag ist nach § 81 ZVG dem Meistbietenden zu erteilen. Durch Verkündung 
des Zuschlags wird der Ersteher entsprechend § 90 ZVG sofort Eigentümer des 
Grundstücks und der Gegenstände, auf die sich die Versteigerung erstreckt hat, so-
fern nicht im Beschwerdewege der Beschluss rechtskräftig aufgehoben wird. Durch 
den Zuschlag erlöschen gemäß § 91 Abs. 1 ZVG unter der im § 90 Abs. 1 ZVG be-
stimmten Voraussetzung die Rechte, welche nicht nach den Versteigerungsbedin-
gungen bestehen bleiben sollen. 

Im Zwangsversteigerungsverfahren wird in die durch Art. 14 Grundgesetz (GG) ge-
schützten Eigentumsrechte der Schuldner eingegriffen. Dies erfolgt besonders durch 
den Zuschlag, da durch diesen Hoheitsakt das Eigentum am Grundstück dem 
Grundstückseigentümer als Schuldner entzogen und mit Verkündung der Entschei-
dung über den Zuschlag der Ersteher nach § 90 Abs. 1 ZVG außerhalb des Grund-
buchs Eigentümer wird. 

Als hoheitlicher Vollstreckungsakt ist der Zuschlag ein öffentlich-rechtlicher Eigen-
tumsübertragungsakt.17 Er ist ein konstitutiv wirkender Staatshoheitsakt.18 Durch die-
se, der materiellen Rechtskraft fähige, einem Urteil vergleichbare Entscheidung er-

                                                 
16 Stöber, 21. Auflage, ZVG, § 66, Rn. 3 
17 Stöber, a. a. O., § 90, Rn. 2 
18 Stöber, a. a. O., § 79, Rn. 3 
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wirbt der Ersteher Eigentum originär, nicht als Rechtsnachfolger des Schuldners.19 
Der Zuschlag hat als eine dem rechtsgestaltenden Urteil vergleichbare Entscheidung 
die Bedeutung eines Richterspruchs.20 

IV Projektbeschreibung 

Die maßgeblichen Regelungen für den Modellversuch ergeben sich aus der Projekt-
beschreibung vom 9. Januar 2017. Sie bestimmte das Projektmanagement und teilte 
das Projekt in drei Phasen ein. Einer Vorbereitungsphase schloss sich die Durchfüh-
rungsphase an, der die Auswertungsphase folgte. Zugleich umschrieb die Projektbe-
schreibung den Umfang der zu erhebenden Daten mittels eines für jeden Versteige-
rungstermin und Verkündungstermin auszufüllenden Erhebungsbogens21, die Pro-
jektdokumentation und äußerte sich zum Datenschutz. Zuletzt wurde der Projektzeit-
plan in einer Tabelle dargestellt.22  

V Projektmanagement 

Der Bund Sächsischer Rechtspfleger Bezirksverein Leipzig e. V. übernahm für die 
Projektdurchführung das Projektmanagement. Als Projektleiter und Ansprechpartner 
wurde Justizamtsrat Thomas Schneider c/o Amtsgericht Leipzig, Bernhard-Göring-
Straße 64, 04275 Leipzig bestimmt. Die Projektleitung erfasste die erhobenen Daten, 
bereitete sie auf und fertigte die erforderlichen Berichte an. 

VI Projektdokumentation 

In der Zeit der Durchführung des Projektes wurden Daten zum Geschäftsanfall, zur 
Zahl der Versteigerungstermine und zur Zahl der in den Terminen anwesenden Per-
sonen erhoben. Die Zahlen zum Geschäftsanfall ergaben sich aus der Justizge-
schäftsstatistik. Die Zahlen hinsichtlich der Termine bedurften einer eigenen Erhe-
bung. 

Die Zahl der Eingänge an Zwangsversteigerungen von unbeweglichen Gegenstän-
den wird nach E. c) aa) der Monatserhebung über Zivilsachen vor dem Amtsgericht 
erhoben. In den quartalsweisen Auswertungen des Statistischen Landesamtes des 
Freistaates Sachsen in Kamenz (Z1.1 Zivilsachen vor dem Amtsgericht nach Rich-
tergeschäftsaufgaben, Gericht und Landgerichtsbezirk) werden die Zahlen unter der 
Nummer 148.00 (Zwangsversteigerungen von unbeweglichen Gegenständen (K) - 
Eingänge) geführt. 

Für die Erhebung der Daten über die einzelnen Versteigerungs- und Verkündungs-
termine, insbesondere zum Tragen der Roben, wurde der selbst entworfene Erhe-
bungsbogen über Termine in Zwangsversteigerungssachen vor dem Amtsgericht 
Leipzig verwendet. Der Erhebungsbogen war darauf ausgerichtet, Informationen zu 
erheben, die der Justizgeschäftsstatistik nicht entnommen werden können. 

VII Datenschutz 

Die im Rahmen des Modellversuchs mit dem anliegenden Erhebungsbogen ermittel-
ten Daten wurden ausschließlich für den Modellversuch verwendet. Ausgewertet 
wurden insbesondere die unter F. bis H. erfassten Daten. Die Erhebung des gericht-
lichen Aktenzeichens diente der Unterscheidung der Erhebungsbögen. Das erhobe-
ne Tagesdatum diente der Unterscheidung der Daten mehrerer Termine in einem 

                                                 
19 BGH, 15.05.1986, IX ZR 2/85 
20 RG, 29.10.1932, V 240/32 
21 Anlage 2 
22 Anlage 3 
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Zwangsversteigerungsverfahren und der Zuordnung der Daten zu einem Erhebungs-
zeitraum. Die Erhebungsbögen werden nach Abschluss des Modellversuchs vernich-
tet. 

VIII Vorbereitungsphase 

1 Kick-off 

In einer Informationsveranstaltung am 16. Januar 2017 erläuterte der Projektleiter 
den Rechtspflegern der Zwangsversteigerungsabteilung des Amtsgerichts Leipzig 
nochmals die Eckpunkte des Modellversuchs. Die Kollegen waren bereits früh in die 
Überlegungen zum Tragen von Roben durch Rechtspfleger einbezogen und unter-
stützten das Projekt nach Kräften. So beschränkten sich die diskutierten Fragen 
hauptsächlich auf die Datenerhebung während des Projektes. 

2 Datenerhebung 

Die Vorbereitungsphase dauerte entsprechend der Projektbeschreibung vom  
1. Februar 2017 bis zum 31. Juli 2017. In ihr wurden gemäß der Projektbeschreibung 
Daten zur Dauer der Termine, zur Zahl der beigezogenen Urkundsbeamten der Ge-
schäftsstelle, der Anwesenden, der Rechtsmittel, der gesetzeskonformen und pseu-
dojuristischen Anträge sowie der sitzungspolizeilichen Ordnungsmittel erhoben. Über 
die Vorbereitungsphase wurde mit dem 1. Zwischenbericht vom 2. August 2017 be-
richtet. Der Geschäftsanfall in diesem Zeitraum ergibt sich aus den Monatserhebun-
gen über Zivilsachen vor dem Amtsgericht gemäß Anlage 13 der Anordnung über die 
Erhebung von statistischen Daten in Zivilsachen (ZP-Statistik) nach der Verwal-
tungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der Justiz über die statistische 
Erhebung bei den ordentlichen Gerichten und Staatsanwaltschaften (VwV Ge-
schäftsstatistik der ordentlichen Gerichte und Staatsanwaltschaften). 

3 Datenauswertung 

Während der Vorbereitungsphase gingen beim Amtsgericht Leipzig 295 Anträge auf 
Anordnung der Zwangsversteigerung ein. Durchschnittlich ergab sich ein Bestand 
von 1.051 Zwangsversteigerungsverfahren.23 

In dieser Zeit fanden beim Amtsgericht Leipzig 187 Termine nach dem Zwangsver-
steigerungsgesetz statt. Davon waren 170 Versteigerungstermine gemäß den  
§§ 66 ff und §§ 180 ff ZVG sowie 17 gesonderte Verkündungstermine nach  
§ 87 ZVG. Für diese Termine wurden fast 162 Stunden aufgewendet. 

In den Terminen waren insgesamt 2.328 Personen anwesend. Diese waren Gläubi-
gervertreter, Schuldner mit ihren Prozessbevollmächtigten, Prozessbevollmächtigte 
ohne die Schuldner selbst, Makler, Interessierte und in großer Zahl Bietinteressen-
ten. Von diesen Personen waren 100 Rechtsanwälte. 19 Störer wurden festgestellt, 
hinsichtlich derer drei sitzungspolizeiliche Maßnahmen ergriffen werden mussten. 
31 Anträge wurden zu Protokoll genommen.24 

IX Durchführungsphase 

1 Erster Termin mit Rechtspflegerrobe 

Der 1. August 2017 war für die Rechtspfleger in Sachsen ein besonderer, wenn nicht 
sogar ein historischer Tag. Um 10:00 Uhr eröffnete ein Rechtspfleger im Saal 101 

                                                 
23 Anlage 4 
24 Anlage 10 
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des Amtsgerichts Leipzig den ersten Versteigerungstermin in Sachsen, in dem ein 
Rechtspfleger eine Robe trug. 

2 Dienstanweisung 

Dem vorausgegangen war das Einverständnis des Sächsischen Staatsministers der 
Justiz für die Durchführung des Modellprojektes. Zugleich durfte von den Regelun-
gen zur Amtstracht in Abschnitt III der VwV Justizorganisation abgewichen werden.25 

Durch die Dienstanweisung vom 14. Juli 2017 hatte der Präsident des Amtsgerichts 
Leipzig für die Durchführungsphase des Modellversuchs vom 1. August 2017 bis 
zum 31. Juli 2018 Regelungen zum Tragen von Roben durch Rechtspfleger der 
Zwangsversteigerungsabteilung beim Amtsgericht Leipzig getroffen. Die Regelungen 
waren an diejenigen in Teil A Abschnitt III VwV Justizorganisation angelehnt.26 

3 Datenerhebung 

Die Durchführungsphase dauerte entsprechend der Projektbeschreibung vom  
1. August 2017 bis zum 31. Juli 2018. In ihr wurden weiterhin die in der Projektbe-
schreibung aufgeführten Daten erhoben. Der Geschäftsanfall in diesem Zeitraum 
ergab sich ebenfalls aus den Monatserhebungen über Zivilsachen vor dem Amtsge-
richt gemäß Anlage 13 der ZP-Statistik. Zur Halbzeit der Durchführungsphase wurde 
der zweite Zwischenbericht vom 20. März 2018 angefertigt. 

4 Datenauswertung 

In der Durchführungsphase gingen beim Amtsgericht Leipzig 645 Anträge auf Anord-
nung der Zwangsversteigerung ein. Der Bestand betrug durchschnittlich  
904 Zwangsversteigerungsverfahren.27 

Es fanden 263 Zwangsversteigerungstermine und 12 Verkündungstermine statt. Zu 
diesen Terminen erschienen 4.464 Personen. Von jenen waren 164 Rechtsanwälte. 
In den Terminen traten 38 Störer auf. 41 Anträge und Rechtsmittel wurden in den 
Terminen zu Protokoll gegeben. 

In sämtlichen Zwangsversteigerungsterminen trugen die zuständigen Rechtspfleger 
eine Robe. Lediglich in neun Verkündungsterminen machten die Rechtspfleger man-
gels Anwesenheit von Beteiligten davon Gebrauch, gemäß der Dienstanweisung des 
Präsidenten des Amtsgerichts Leipzig nach Prüfung im Einzelfall, ohne Robe zu am-
tieren.28 

X Datenbewertung 

Eine Betrachtung der Zahlen zeigt zunächst, dass im Rahmen der Durchführungs-
phase des Projektes mit 263 Zwangsversteigerungsterminen29 die im Jahr 2014 
prognostizierten 1.200 Termine pro Jahr nicht erreicht wurden. Die Anzahl von  
230 Zuschlägen30 weicht jedoch nicht derart stark von den prognostizierten Zuschlä-
gen ab. Gleichwohl können die Daten als valide für die Auswertung herangezogen 
werden. Dies ergibt sich aus einer historischen Betrachtung der Daten aus der Jus-
tizgeschäftsstatistik. 

                                                 
25 JMS vom 28. Dezember 2016, 1281-I.2-3887/04 
26 Anlage 5 
27 Anlage 6 
28 Anlage 6 
29 Anlage 6 
30 interne Zuschlagstatistik der Zwangsversteigerungsabteilung beim Amtsgericht Leipzig 
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Die Daten über die Eingänge beim Grundbuchamt in Leipzig aus den laufenden 
Nummern 12 01 00 bis 12 03 20 der Geschäftsübersicht über die Verfahren der frei-
willigen Gerichtsbarkeit nach der VwV Geschäftsstatistik der ordentlichen Gerichte 
und Staatsanwaltschaften für die Jahre 1991 bis 2017 zeigt einen deutlichen Anstieg 
bis zum Ende der 1990-er Jahre auf über 70.000 Urkunden im Jahr. Das weist auf 
erhebliche Veränderungen im Immobilienmarkt in Leipzig hin. Obwohl das Amtsge-
richt Leipzig für den gesamten ursprünglichen Regierungsbezirk Leipzig, jetzt Lan-
desdirektion Leipzig bzw. Landgerichtsbezirk Leipzig zuständig ist31, kann davon 
ausgegangen werden, dass der Leipziger Immobilienmarkt aufgrund der Größe der 
Stadt den größten Einfluss auf den Geschäftsanfall beim Amtsgericht Leipzig hat. 
Danach sank der Geschäftsanfall zunächst erheblich ab und bewegt sich seit 2001 in 
einem Bereich zwischen 30.000 und 40.000 Urkunden.32 

Das Ende der zu Beginn der 1990-er Jahre in den Immobilienkrediten vereinbarten 
Zinsbindungsfristen führte im Zusammenhang mit einem Sinken der Immobilienprei-
se in den 2000-er Jahren zu einem starken Anstieg der Anträge auf Anordnung eines 
Zwangsversteigerungsverfahrens. Diese Entwicklung kehrte sich infolge der globalen 
Finanzkrise nach 2008 um.33 Der sinkende Geschäftsanfall wurde auch dadurch be-
dingt, dass sich im Zusammenhang mit dem Zuzug neuer Einwohner und einer all-
gemeinen positiven wirtschaftlichen Entwicklung der Leipziger Immobilienmarkt nicht 
nur erholte, sondern prosperiert. Angebotene Immobilien können auf dem freien 
Markt mit steigenden Margen verkauft werden. 

Diese Änderungen am Grundstücksmarkt zeigten sich auch in zwei weiteren Fakto-
ren, die von der Zwangsversteigerungsabteilung beim Amtsgericht Leipzig seit dem 
Jahr 2003 in einer internen Zuschlagstatistik erhoben wurden. Lagen die Erlöse der 
Zwangsversteigerungsverfahren über alle Objektarten hinweg im Jahr 2003 noch 
unter 50 % des nach § 74a Abs. 5 ZVG vom Gericht festgesetzten Verkehrswertes, 
überschritten sie im Jahr 2016 die 100 %-Marke.34 Hinzu trat, dass die Wahrschein-
lichkeit, dass der Zuschlag im ersten Zwangsversteigerungstermin erteilt werden 
konnte, im selben Zeitraum von etwa 30 % auf über 80 % stieg.35 

Es lagen im Erhebungszeitraum mithin mehrere Faktoren vor, die auf quantitative wie 
auch qualitative Weise dazu führten, dass die Zahl der Zwangsversteigerungstermine 
gesunken ist. Gleichwohl ist die Zahl der Zuschläge im Verhältnis zur Zahl der 
Zwangsversteigerungstermine in einem wesentlich geringeren Maße gesunken. Die-
ser Umstand wird an der Entwicklung des Bestandes an Zwangsversteigerungsver-
fahren sichtbar.36 

Die erhobenen Daten zeigen, dass in allen Versteigerungsterminen die Rechtspfle-
ger Roben trugen. Dadurch haben in der Durchführungsphase 4.459 Personen beim 
Amtsgericht Leipzig im Rahmen von Zwangsversteigerungsverfahren Rechtspfleger 
in Roben gesehen. Die Reaktionen dieser Personen darauf wurden von den Rechts-
pflegern, wie aus den folgenden Erfahrungsberichten ersichtlich, mit einer Ausnahme 
als positiv beschrieben. Besonders aber die Rechtspfleger selbst haben die Wirkung 
der Roben in den Versteigerungsterminen positiv wahrgenommen. 

Die Erläuterungen zur Erhebung über Termine in Zwangsversteigerungssachen vor 
dem Amtsgericht Leipzig im Rahmen des Projektes definierte Störer als Personen, 

                                                 
31 § 17 Sächsische Justizorganisationsverordnung 
32 Anlage 7 
33 Anlage 7 
34 Anlage 8 
35 Anlage 8 
36 Anlage 9 
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die durch ihr Auftreten und ihre Erklärungen ersichtlich lediglich die Behinderung des 
Fortgangs des Versteigerungstermins und die Erteilung des Zuschlags verhindern 
wollen. Im gesamten Projektzeitraum wurden 57 solcher Personen registriert. Dabei 
sticht ein Termin mit einem Extremwert von 30 Störern heraus. Diese hielten am Ta-
ge des Versteigerungstermins vor dem Gerichtsgebäude eine genehmigte Demonst-
ration ab, um ihrer Ansicht Geltung zu verschaffen, dass die Versteigerung zu einer 
Einschränkung sozialer Freiräume und einem Steigen der Mieten im Viertel führen 
wird. Später begaben sie sich in den Saal, in dem der Zwangsversteigerungstermin 
stattfand. Wie aus dem Erfahrungsbericht ersichtlich, konnte die Rechtspflegerrobe 
dazu beizutragen, den Termin ordnungsgemäß durchzuführen. Im Übrigen konnte 
die Zahl der Störer gering gehalten werden.37 

XI Erfahrungsberichte 

1 Erfahrungen aus Versteigerungsterminen ohne Recht spflegerrobe 

Im Rahmen des Projektes wurden zunächst Daten zu Versteigerungs- und Verkün-
dungsterminen in Verfahren nach dem ZVG erhoben. Daneben sollten auch die be-
troffenen Rechtspfleger zu Wort kommen. Aus diesem Grunde waren sie aufgerufen, 
ihre Wahrnehmungen in den von ihnen geleiteten Terminen in kurzen Berichten zu-
sammenzufassen. 

Aus dem Versteigerungstermin am 6. Oktober 2015 berichtete die zuständige 
Rechtspflegerin, dass es durch eine Gruppe von neun Personen zu verbalen Störun-
gen kam. Von deren Anführer wurde die Zuständigkeit des Gerichts angezweifelt und 
die Beiziehung des Abteilungsleiters gefordert. Ferner wurde eingewandt, dass wei-
ter Besatzungsrecht gelte und der Gläubiger nicht zur Vollstreckung berechtigt sei. 
Der Aufforderung, mit den anderen Anwesenden Platz zu nehmen, kamen die Störer 
nicht nach. Nachdem die Rechtspflegerin dem Anführer der Gruppe das Wort unter-
sagt hatte und sich dieser von seiner Handlungsweise nicht abbringen ließ, verwies 
sie diesen auf der Grundlage von §§ 176, 177 GVG des Saals. Nach Unmutsäuße-
rungen des Restes der Gruppe wurden auch diese Störer des Saals verwiesen. Spä-
ter wurde festgestellt, dass eine weitere Anwesende mutmaßlich Ton- und Bildauf-
nahmen anfertigte. Dies wurde untersagt und die Anwesende zum Verlassen des 
Saals aufgefordert. Nach Weigerung wurde die Weisung der Rechtspflegerin von 
einem hinzugezogenen Wachtmeister durchgesetzt. 

Ein unangemessenes Verhalten eines Anwesenden während der Verkündung des 
Zuschlagsbeschlusses berichtete der den Versteigerungstermin leitende Rechtspfle-
ger am 2. Februar 2017. Am selben Tage erschien ein Störer in einem Versteige-
rungstermin und störte die Verhandlung durch Einsicht in ein Gutachten zu einem 
Objekt, für das er kein Bietinteresse hatte sowie durch Ansprache des anwesenden 
Vertreters des betreibenden Gläubigers. 

Die Zurückweisung seines Gebotes war für einen Bieter im Versteigerungstermin am 
16. Februar 2017 Anlass, nicht lediglich der Entscheidung des Gerichts zu wider-
sprechen, sondern durch lange Diskussionen über den Nachweis der Bietsicherheit 
zu stören. Er beharrte darauf, dass das Gericht die vermeintlich von seiner Mutter 
ohne Verwendungszweck geleistete Zahlung als Sicherheitsleistung sowie die vor-
geblich erteilte Kontovollmacht anerkennen müsse. 

Gleich zwei Versteigerungstermine wurden am 8. März 2017 von einer Person ge-
stört. Diese war dem Gericht bereits daher bekannt, dass sie in der Vergangenheit 
die von ihr abgegebenen Gebote nach Erteilung des Zuschlags nicht beglichen hatte. 
                                                 
37 Anlage 10 
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Durch Zwischenrufe und negative Hinweise an andere Bietinteressenten beeinflusste 
sie den Gang der Verhandlung. 

Der Versteigerungstermin am 23. März 2017 war durch Unruhe im Saal geprägt. 
Durch Dazwischenreden wurde die Bekanntgabe der Versteigerungsbedingungen 
gestört. Die Störer waren amtsbekannt. 

Während des Versteigerungstermins am 6. April 2017 begann ein Anwesender im 
Laufe der Bietzeit, eine Zeitung zu lesen. Er musste von der den Termin leitenden 
Rechtspflegerin darauf hingewiesen werden, dies zu unterlassen. 

In dem 1 Stunde 23 Minuten dauernden Versteigerungstermin am 18. Juli 2017 wa-
ren 32 Personen anwesend. Zwei der vielen Bietinteressenten traten durch provo-
kantes und uneinsichtiges Verhalten in Erscheinung, nachdem sie erfahren hatten, 
dass sie ihre Bevollmächtigung nicht in der gesetzlich vorgeschriebenen Form nach-
weisen konnten. Einer der Bieter diskutierte wiederholt über mehrere Minuten vor 
dem Richtertisch und bemerkte, dass es ihm Spaß machen würde, der Rechtspflege-
rin den Termin kaputt zu machen. 

2 Erfahrungen aus Versteigerungsterminen mit Rechts pflegerrobe 

Bereits aus dem ersten Versteigerungstermin mit Robe am 1. August 2017 berichtete 
der die Verhandlung leitende Rechtspfleger, dass die Anwesenden das Tragen der 
Robe durch den Rechtspfleger wohlwollend aufgenommen haben. Auch aus dem 
zweiten Termin an diesem Tage und später am 14. September 2017 sowie am  
17. Oktober 2017 wurde ein positives Feedback der Bietinteressenten auf die Robe 
übermittelt. Im Versteigerungstermin am darauf folgenden 2. August 2018 fiel auf, 
dass alle Anwesenden entgegen dem sonst üblichen Verhalten bis zur Beendigung 
der Zuschlagsverkündung im Saal verblieben. 

Die Bietinteressenten im Versteigerungstermin am 7. August 2017 begrüßten das 
Tragen der Robe durch den Rechtspfleger und meinten, dass dadurch der Termin 
wie eine richtige Gerichtsverhandlung sei. Ein Bieter, der im Versteigerungstermin 
am 16. August 2017 unerlaubt Videoaufnahmen angefertigt hatte, löschte diese auf 
Hinweis des Gerichts. Der Aufforderung, die Handys auszuschalten, wurde im Ver-
steigerungstermin am 26. September 2017 ohne Kommentar gefolgt. 

Zum Ende der Bietzeit im Versteigerungstermin am 31. August 2017 erschien ein 
Störer, der den nächsten Termin besuchen wollte. Auf die Aufforderung des Gerichts 
verließ er den Saal, "beschwerte" sich vor diesem jedoch, dass man sich nicht hinter 
der Robe verstecken könne. 

Der Versteigerungstermin im Verfahren hinsichtlich des "Rittergutes Sahlis" am  
6. September 2017 konnte ohne Zwischenfälle durchgeführt werden. Eigentümer des 
Objektes war Karl-Heinz Hoffmann, der in den 1970er Jahren durch die "Wehrsport-
gruppe Hoffmann" bundesweit Bekanntheit erlangt hatte. Dadurch erhielt das Verfah-
ren in der lokalen Presse eine erhöhte Aufmerksamkeit, was wiederum dazu führte, 
dass sich neben Bietinteressenten eine große Zahl von Zuschauern einfand. Durch 
eine ruhige Verhandlungsführung in Robe konnte allen Anwesenden die Bedeutung 
der Verhandlung vermittelt werden. 

In lediglich einem Termin am 7. September 2017 wurde von Anwesenden die Robe 
als Angriffspunkt verwendet. Es wurde bezweifelt, dass es sich bei dem Termin um 
eine Gerichtsverhandlung handele, da es nur ein Versteigerungstermin sei. 

Der Bericht aus dem Versteigerungstermin am 13. September 2017 weist darauf hin, 
dass der Termin trotz der hohen Anzahl von 41 Anwesenden ruhig und diszipliniert 
verlief. Es wurden sachliche und rechtliche Fragen gestellt, die das Gericht beant-
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wortete. Der Saal wurde erst verlassen, nachdem die Sitzung geschlossen wurde 
und nicht bereits nach der Bietstunde. Die Robe führte nach Wahrnehmung der den 
Termin leitenden Rechtspflegerin auf der einen Seite zu einer gewissen Distanz im 
Umgang, die aber nicht als unangenehm wahrgenommen wurde. Auf der anderen 
Seite verhielten sich die Anwesenden nicht so, als wäre der Versteigerungstermin ein 
Basar. 

Nach Aufforderung durch das Gericht verließ ein Bietinteressent, der in der ersten 
Reihe begann eine Zeitung zu lesen, den ersten Versteigerungstermin am  
19. September 2017. Der zweite Versteigerungstermin an diesem Tage verlief, trotz 
der beinahe Überfüllung des Saales mit 46 Anwesenden, ruhig. Dies gilt ebenso für 
den Versteigerungstermin am 5. Dezember 2017 mit 53 Anwesenden, in dem Grup-
pen- und Gesamtausgebote erfolgten. 

Der Gläubigervertreter der Commerzbank AG Hamm begrüßte im Versteigerungs-
termin am 17. Oktober 2017 das Robenprojekt, da durch das Tragen einer Robe das 
Vollstreckungsgericht viel besser repräsentiert wird. In der Vergangenheit hatte er, 
gerade an vielen kleineren Gerichten, die Kleidung der Rechtspfleger für nicht ange-
messen empfunden. Er hoffe deshalb, dass sich das Projekt bundesweit durchsetzt. 
In einem weiteren, umfangreichen Versteigerungstermin am selben Tage lobten 
mehrere Bieter gegenüber dem zuständigen Rechtspfleger ausdrücklich die positive 
Außenwirkung der Robe im Zwangsversteigerungsverfahren. Der Vertreter der Deut-
schen Genossenschafts-Hypothekenbank AG formulierte im Versteigerungstermin 
am 28. November 2017, dass er es "echt stark" findet, dass der den Termin leitende 
Rechtspfleger eine Robe trägt. 

Der Versteigerungstermin am 7. Februar 2018 war dadurch geprägt, dass er 
45 landwirtschaftliche Grundstücke zum Gegenstand hatte. Anlass des Zwangsver-
steigerungsverfahrens zur Aufhebung einer Gemeinschaft nach §§ 180 ff ZVG war 
die Auseinandersetzung einer Erbengemeinschaft, welche die Auslegung eines Tes-
taments erst durch den Bundesgerichtshof akzeptiert hatte. Die widerstreitenden In-
teressen der anwesenden Brüder waren auch im Termin jederzeit spürbar. Das Tra-
gen der Robe durch den die Sitzung leitenden Rechtspfleger war angebracht und 
passte zur angemessenen Leitung des Termins. Die zwei anwesenden Rechtsanwäl-
te trugen ebenfalls Roben. Bereits in den Terminen am 2. März 2017 und am  
26. September 2017 traten die anwesenden Rechtsanwälte mit Robe auf. 

In einem weiteren Versteigerungstermin am 7. Februar 2018 waren drei Anträge auf 
abweichende Versteigerungsbedingungen gemäß §§ 59, 63 ZVG hinsichtlich sechs 
Grundstücken zu verbescheiden. Bei 29 Anwesenden war die Robe sehr hilfreich zur 
Leitung des  Termins. Gegenstand der nächsten zwei Versteigerungstermine an die-
sem Tage war eine landwirtschaftliche Hofstelle mit 24 Grundstücken. Erneut war der 
Saal mit 29 Anwesenden gefüllt. Es wurden 12 Anträge auf abweichende Versteige-
rungsbedingungen gestellt und wieder war die Robe für die Terminsleitung sehr för-
derlich. 

Die 30 Teilnehmer der beim Ordnungsamt der Stadt Leipzig vor dem Amtsgericht 
Leipzig für den 2. Februar 2018 angemeldeten Kundgebung unter dem Motto "Bra-
che bleibt" waren die gesamte Zeit des Versteigerungstermins an diesem Tage im 
Saal anwesend. Nachdem der Termin öffentlich war und von den Anwesenden keine 
Störungen ausgingen, war eine geordnete Abhaltung des Termins möglich. In dieser 
Situation war bei insgesamt 53 Anwesenden im Saal die Robe ein deutliches Signal 
des rechtsprechenden Charakters einer solchen Verhandlung, welcher auch von den 
Demonstrationsteilnehmern respektiert wurde. 
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Mit 1 Stunde 40 Minuten dauerte der Versteigerungstermin am 8. März 2018 unge-
wöhnlich lange. Das lag auf der einen Seite daran, dass 45 Personen im Saal anwe-
send waren, andererseits waren die Schuldner zwei amtsbekannte Reichsbürger. 
Sitzungspolizeiliche Anordnungen waren erforderlich. Das Tragen der Roben durch 
die die Sitzung leitende Rechtspflegerin und den hinzugezogenen Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle machte auch für die Schuldner die Verhandlung ernsthafter. Dies 
hatte umso mehr Bedeutung, als die Schuldner grundsätzlich nicht bereit schienen, 
die geltenden Gesetze anzuerkennen. Zwischenrufe konnten rasch und ernsthaft 
entkräftet werden. Das war in früheren Terminen ohne Robe nicht der Fall. 

Am 12. April 2018 fand ein Versteigerungstermin statt, der als klassisches Beispiel 
dafür herhalten kann, dass der den Termin leitende Rechtspfleger im Vorfeld nicht 
absehen kann, wie sich der Termin und die Gebotsabgabe gestalten werden. War 
das Verfahren im vorhergehenden Versteigerungstermin noch mangels Geboten 
einstweilen eingestellt worden, wurden nun für eine 2-Raum-Wohnung in Leipzig Eut-
ritzsch von zuletzt zwei der 15 Bietinteressenten 98 Gebote abgegeben. Dennoch 
verlief der Termin sehr ruhig und angemessen. Obwohl die gesetzliche Mindestbiet-
zeit und die durchschnittliche Terminsdauer deutlich überschritten wurden, blieben 
sämtliche Anwesende nach Beendigung der Bietzeit noch zur Verhandlung über den 
Zuschlag und die sich direkt anschließende Verkündung des Zuschlages im Saal. 

Der Versteigerungstermin am 25. Mai 2018 war geprägt vom Befall des Versteige-
rungsobjektes mit echtem Hausschwamm. Die Robe trug zu einer ruhigeren  
Atmosphäre im Termin bei, da der Rechtspfleger die rechtlichen Konsequenzen des 
Hausschwammbefalls für die Bieter erläutern musste. 

Den Erhebungsbögen und den Berichten der Rechtspfleger kann entnommen wer-
den, dass die Roben geeignet sind, das angestrebte Ziel der Unterstützung der Ver-
handlung zu erreichen. Besonders wird hervorgehoben, dass das Verhalten der Biet-
interessenten ernsthafter geworden ist. Sie verfolgen ruhiger die Ausführungen der 
die Versteigerungstermine leitenden Rechtspfleger. Auch gerade am Ende des Ter-
mins, wenn klar wird, dass lediglich einer der Bieter durch Zuschlag zum Zuge kom-
men wird, verblieben die restlichen Interessenten bis zur Verkündung der gerichtli-
chen Entscheidung auf ihren Plätzen und brachen nicht mehr vorzeitig auf. Die Ver-
handlung über den Zuschlag gemäß §§ 79 ff ZVG wird dadurch nicht mehr gestört. 

XII Anregung und Empfehlung 

Die positiven Erfahrungen aus der Durchführungsphase rechtfertigen es, nach Ab-
schluss des Projektes, das Tragen von Rechtspflegerroben im gesamten Freistaat 
Sachsen zuzulassen. Die Roben können dazu beitragen, Termine in einem ange-
messenen Rahmen durchzuführen. Neben Zwangsversteigerungsterminen eignen 
sich insbesondere auch Gläubigerversammlungen in Insolvenzverfahren für das Tra-
gen von Roben durch Rechtspfleger. Auch in diesen Terminen kann es vorkommen, 
dass eine größere Zahl Verfahrensbeteiligter mit widerstreitenden Interessen er-
scheint. 
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XIII Änderung der VwV Justizorganisation hinsichtli ch der Amtstracht 

1 Regelungen in anderen Bundesländern 

Die Bundesländer haben zur Amtstracht weitgehend gleichlautende Regelungen ge-
troffen. Von diesen sind aus Sicht der Rechtspfleger weitestgehend lediglich die 
Amtsanwälte erfasst.38 Nach den Regelungen im Freistaat Bayern und in Schleswig-
Holstein tragen auch Rechtspfleger in den zur Verhandlung oder zur Verkündung 
einer Entscheidung bestimmten Sitzungen der Gerichte eine Robe.39 

2 Regelungsvorschlag 

Nach Auswertung der Daten in der Durchführungsphase und den positiven Erfah-
rungsberichten zu dieser Zeit, ist für die Umsetzung der Anregung, das Tragen von 
Rechtspflegerroben im gesamten Freistaat Sachsen zuzulassen, eine Änderung der 
VwV Justizorganisation erforderlich. Deren Teil A Abschnitt III sollte durch die Einfü-
gung des Wortes "Rechtspfleger" wie folgt ergänzt werden. 

1. Personenkreis 

Berufsrichter, Staatsanwälte, Amtsanwälte, Rechtspfleger und Urkundsbeamte der 
Geschäftsstelle sind zum Tragen einer Amtstracht berechtigt und verpflichtet. 

2. Gestaltung der Amtstracht 

Die Amtstracht besteht aus einer schwarzen Robe, bei Richtern, Staatsanwälten, 
Amtsanwälten und Rechtspflegern mit einem Besatz aus Samt, bei Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle mit einem Besatz aus Wollstoff. Zur Amtstracht ist ein weißes 
Hemd mit weißem Lang- oder Querbinder zu tragen. Frauen tragen eine weiße Blu-
se, zu der eine weiße Schleife angelegt werden kann. 

                                                 
38 Verordnung des Baden-Württembergischen Justizministeriums über die Amtstracht bei den Gerich-
ten des Landes (Amtstrachtverordnung) vom 3. Juli 2014, Anlage 11 
Allgemeine Verfügung über die Amtstracht der Berliner Rechtspflegeorgane vom 27. Januar 2014, 
Anlage 12 
Verwaltungsvorschrift den Brandenburgischen Justizministeriums über die Amtstracht bei den Gerich-
ten vom 30. September 1994, Anlage 13 
Bremer Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 21. Oktober 1960, Anlage 14 
Amtstracht bei den ordentlichen Gerichten, den Gerichten der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbar-
keit, den Gerichten für Arbeitssachen, den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit und dem Hessischen 
Finanzgericht vom 7. Februar 2011, Anlage 15 
Gesetz zur Ausführung des Gerichtsstrukturgesetzes in Mecklenburg-Vorpommern vom  
10. Juni 1992, Anlage 16 
Anordnung über die Amtstracht im Geschäftsbereich des Niedersächsischen Justizministeriums vom 
27. Oktober 2015, Anlage 17 
Anordnung des Justizministeriums Nordrhein-Westfalen über die Amtstracht bei den Gerichten vom  
8. August 2006, Anlage 18 
Gerichtsorganisationsgesetz Rheinland-Pfalz vom 5. Oktober 1977, Anlage 19 
Saarländisches Ausführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz vom 4. Oktober 1972, Anlage 20 
Anordnung über die Amtstracht im Geschäftsbereich des Ministeriums der Justiz Sachsen-Anhalt vom 
30. Januar 1992, Anlage 21 
Thüringer Gesetz zur Ausführung des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 12. Oktober 1993, Anlage 22 
39 Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums der Justiz, vom 21. September 2016,  
Anlage 23 
Anordnung des Ministerpräsidenten über die Amtstracht in der ordentlichen, der Verwaltungs-, der 
Finanz-, der Arbeits- und der Sozialgerichtsbarkeit in Schleswig-Holstein vom 28. November 1967, 
Anlage 24 
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3. Gebrauch der Amtstracht 

Die Amtstracht ist in allen zur Verhandlung oder zur Verkündung einer Entscheidung 
bestimmten Sitzungen zu tragen, sofern nicht im Einzelfall nach Auffassung des Ge-
richts eine andere Regelung angemessen ist. Bei sonstigen richterlichen Handlungen 
sowie bei Verhandlungen und Verkündungen außerhalb des Sitzungssaales des Ge-
richtsgebäudes ist die Amtstracht zu tragen, wenn dies mit Rücksicht auf das Anse-
hen der Rechtspflege angemessen erscheint. Die Entscheidung hierüber trifft das 
Gericht. 

4. Beschaffung der Amtstracht  

Richter, Staatsanwälte, Amtsanwälte und Rechtspfleger beschaffen ihre Amtstracht 
selbst. Für die Urkundsbeamten sind von den Gerichten staatseigene Amtstrachten 
zu beschaffen. Die Staatsanwaltschaften haben für die ihnen zugewiesenen Refe-
rendare einen ausreichenden Vorrat an Roben zu beschaffen. 
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c) Gründe/Bemerkungen: Nach Teil A Abschn. III Nr. 3 VwV Justizorganisation ist die Amtstracht in allen zur Verhandlung 
oder zur Verkündung einer Entscheidung bestimmten Sitzungen zu tragen, sofern nicht im Einzelfall nach Auffassung des 
Gerichts eine andere Regelung angemessen ist. Bei sonstigen richterlichen Handlungen sowie bei Verhandlungen und 
Verkündungen außerhalb des Sitzungssaales des Gerichtsgebäudes ist die Amtstracht zu tragen, wenn dies mit Rücksicht 
auf das Ansehen der Rechtspflege angemessen erscheint. Die Entscheidung hierüber trifft das Gericht. Für die 
Auswertung der Erhebung ist die Angabe der Gründe dafür, ohne Robe zu amtieren, erforderlich.

Der Erhebungsbogen dient der Erhebung von Daten im Rahmen des Modellversuchs zum Tragen von Roben durch 
Rechtspfleger in der Zwangsversteigerungsabteilung des Amtsgerichts Leipzig.

Mit dem Erhebungsbogen werden Daten erhoben, die der Justizgeschäftsstatistik nicht entnommen werden können.

Auszufüllen sind lediglich die zutreffenden Informationen, die im elektronischen Dokument mit grauer Farbe unterlegt sind. 
Alle anderen Informationen sind schreibgeschützt.

A. Referat: Die Angabe des gerichtlichen Aktenzeichens dient der Unterscheidung der Erhebungsbögen

B. Register: Das Registerzeichen ist vorbelegt, da die Erhebung nur in Zwangsversteigerungsverfahren erfolgt.

C. Nummer: Die Angabe des gerichtlichen Aktenzeichens dient der Unterscheidung der Erhebungsbögen.

G. Verkündungstermin

D. Jahr: Die Angabe des gerichtlichen Aktenzeichens dient der Unterscheidung der Erhebungsbögen.

E. Erhebungsdatum: Das Erhebungsdatum dient der Zuordnung der Erhebungsdaten zu einem Erhebungszeitraum und 
der Unterscheidung zwischen mehreren Terminen in einem Verfahren.

F. Zwangsversteigerungstermin

a) Dauer: Anzugeben ist die Dauer des Termins getrennt nach Stunden (vor h) und Minuten (vor min).

b) beigezogene Urkundsbeamte der Geschäftsstelle: Einzutragen ist die Zahl der vom Rechtspfleger zur  Unterstützung für 
die Protokollierung des Termins beigezogenen Urkundsbeamten der Geschäftsstelle.

c) Zahl der Anwesenden: Erfasst wird die Zahl der anwesenden Gläubiger, Schuldner und deren Prozessbevollmächtigten 
sowie Vertreter, der Bietinteressenten und Zuschauer. Nicht erfasst werden Mitarbeiter des Gerichts.

Angaben wie unter F. a) bis e) ohne Erteilung des Zuschlags

H. Roben

a) mit Robe amtiert: Soweit eine Robe getragen wurde, ist eine "1" einzutragen, soweit keine Robe getragen wurde, eine 
"0".

b) ohne Robe amtiert: Soweit keine Robe getragen wurde, ist eine "1" einzutragen, soweit eine Robe getragen wurde, eine 
"0"

Die Werte unter a) bis e) sind immer mindestens mit dem Wert 0 zu belegen, um sicherzustellen, dass die Angaben nicht 
vergessen wurden.

c.a) Rechtsanwälte: Anzugeben ist als Teilmenge die Zahl der Anwesenden, die von sich aus mitteilen, als Rechtsanwalt 
für einen am Verfahren Beteiligten oder einen Bietinteressenten im Termin tätig zu werden.

davon

c.b) Störer: Anzugeben ist als Teilmenge die Zahl der Personen, die durch ihr Auftreten und ihre Erklärungen ersichtlich 
lediglich die Behinderung des Fortgangs des Termins und die Erteilung des Zuschlags verhindern wollen.

d) Rechtsmittel, Anträge und pseudojuristische Anträge: Erhoben wird die Zahl der tatsächlich im Termin erklärten 
Rechtsmittel, Rechtsbehelfe, Befangenheitsanträge und Erklärungen, unabhängig davon, welchem Ziel diese dienen. 
Anträge zur Verfahrensleitung werden nicht erfasst.

e) Sitzungspolizeiliche Ordnungsmittel: Zu erfassen ist die Zahl der Maßnahmen nach §§ 175-176 GVG, soweit sie vom 
Rechtspfleger vorgenommen werden können, Stöber, ZVG, 20. Auflage, § 66, Rn. 3. Ordnungsmittel sind auch dann zu 
erfassen, wenn sie angedroht werden.
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Anlage 3

 

Nr. Meilenstein Verantwortung/Betroffenheit Termin 

(1)  Zusage der Rechtspfleger 
zur Teilnahme am Projekt 

Bund Sächsischer Rechtspfleger, 
Bezirksverein Leipzig e. V. 

Gruppenleiter der Zwangsverstei-
gerungsabteilung 

2014 

(2)  Unterstützung der Ge-
schäftsleitung des Amtsge-
richts Leipzig 

Bund Sächsischer Rechtspfleger, 
Bezirksverein Leipzig e. V. 

Geschäftsleitung des Amtsge-
richts Leipzig 

2014 

(3)  Unterstützung des Sächsi-
schen Staatsministeriums 
der Justiz  

Bund Sächsischer Rechtspfleger, 
Bezirksverein Leipzig e. V. 

Verband Sächsischer Rechtspfle-
ger e. V. 

Sächsisches Staatsministerium 
der Justiz  

28.12.2016 

(4)  Bestimmung eines Projekt-
leiters 

Bund Sächsischer Rechtspfleger, 
Bezirksverein Leipzig e. V. 

27.01.2017 

(5)  Vorbereitungsphase Rechtspfleger der Zwangsver-
steigerungsabteilung 

01.02.2017 
bis 
31.07.2017 

(6)  Beschaffung der Roben Bund Sächsischer Rechtspfleger, 
Bezirksverein Leipzig e. V. 

Juli 2017 

(7)  Durchführungsphase Rechtspfleger der Zwangsver-
steigerungsabteilung 

01.08.2017 
bis 
31.07.2018 

(8)  Auswertungsphase Projektleitung 01.08.2018 
bis 
30.09.2018 

(9)  Projektbericht Projektleitung 01.10.2018 

(10) Vernichtung der Erhebungs-
bögen 

Projektleitung 31.12.2018 
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Anlage 4

Vorbereitungsphase – Daten 

 

Monat Eingänge Bestände 

Feb 17 51 1.070 

Mrz 17 72 1.083 

Apr 17 38 1.062 

Mai 17 34 1.050 

Jun 17 55 1.033 

Jul 17 45 1.007 

Summe 295  

Mittelwert  1.051 

Quelle: Monatserhebung über Zivilsachen vor dem Amtsgericht E c) aa) und bb) 

 

 

Versteigerungs-
termine 

Verkündungs-
termine 

Summe Anwesende Dauer der 
Termine * 

Feb 17 36 8 44 397 36:09 

Mrz 17 39 5 44 567 37:21 

Apr 17 21 1 22 313 20:34 

Mai 17 31 0 31 488 25:00 

Jun 17 23 2 25 309 22:42 

Jul 17 20 1 21 254 19:54 

Summe 170 17 187 2.328 161:40 

Quelle: eigene Erhebung 

* Angaben in Stunden 
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Anlage 4

Vorbereitungsphase - Grafiken 

Eingänge 
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Anlage 4

 

Termine 
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Anlage 4

 

Dauer der Termine 
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Anlage 5
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Anlage 6

Durchführungsphase - Daten 

 

Monat Eingänge Bestände 

Aug 17 103 937 

Sep 17 66 943 

Okt 17 86 985 

Nov 17 49 956 

Dez 17 36 925 

Jan 18 55 916 

Feb 18 44 912 

Mrz 18 30 835 

Apr 18 44 879 

Mai 18 52 871 

Jun 18 35 850 

Jul 18 45 844 

Summe 645  

Mittelwert  904 

Quelle: Monatserhebung über Zivilsachen vor dem Amtsgericht E c) aa) und bb) 
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Anlage 6

 

 

Versteigerungs-
termine 

Verkündungs-
termine Summe Anwesende 

Dauer der 
Termine * 

Aug 17 31 0 31 516 28:48 

Sep 17 29 4 33 418 25:39 

Okt 17 26 0 26 362 22:22 

Nov 17 40 2 42 900 29:41 

Dez 17 9 4 13 168 11:09 

Jan 18 27 1 28 345 21:50 

Feb 18 14 1 15 273 16:35 

Mrz 18 20 0 20 492 19:52 

Apr 18 18 0 18 181 15:42 

Mai 18 16 0 16 242 14:40 

Jun 18 24 0 24 475 21:20 

Jul 18 9 0 9 87 6:48 

Summe 263 12 275 4.459 234:26 

Quelle: eigene Erhebung 

* Angaben in Stunden 
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Anlage 6

Durchführungsphase - Grafiken 
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Anlage 6
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Anlage 6

 

Dauer der Termine 
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Anlage 7

Geschäftsanfall beim Amtsgericht Leipzig 

Eingänge in Grundbuchsachen 
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Anlage 8

Zuschlagstatistik 

Versteigerungserlöse 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zuschlagwahrscheinlichkeit im ersten Termin 
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Anlage 9

Bestände 

Zwangsversteigerungssachen beim Amtsgericht Leipzig 
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A
nlage 10 

S
törer 

 

 

Summen
02-17 03-17 04-17 05-17 06-17 07-17 08-17 09-17 10-17 11-17 12-17 01-18 02-18 03-18 04-18 05-18 06-18 07-18

01.0 Zw angsversteigerungstermin
433 36 39 21 31 23 20 31 29 26 40 9 27 14 20 18 16 24 9

02.0 Dauer in Stunden
386:45 34:36 35:51 20:09 25:00 22:12 19:49 28:48 24:41 22:22 29:16 9:09 21:30 15:00 19:52 15:42 14:40 21:20 6:48

03.0 beigezogene Urkundsbeamte der Geschäftsstelle
82 2 9 12 7 11 0 3 0 1 9 0 1 4 8 3 6 6 0

04.0 Zahl der Anw esenden 
6780 395 564 311 488 309 254 516 418 362 900 168 345 273 492 181 242 475 87

davon

04.1    Rechtsanw älte
260 36 22 9 10 8 14 19 21 7 20 8 22 15 9 11 11 14 4

04.2    Störer
55 4 8 1 0 0 4 2 3 0 0 0 0 0 33 0 0 0 0

05.0 Rechtsmittel, Anträge und pseudojuristische Anträge
66 9 2 10 0 3 2 3 2 0 1 0 0 29 2 1 0 2 0

06.0 Sitzungspolizeiliche Ordnungsmittel
5 0 2 1 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0

07.0 Verkündungstermin
29 8 5 1 0 2 1 0 4 0 2 4 1 1 0 0 0 0 0

09.0 Dauer
9:21 1:33 1:30 0:25 0:00 0:30 0:05 0:00 0:58 0:00 0:25 2:00 0:20 1:35 0:00 0:00 0:00 0:00 0:00

10.0 beigezogene Urkundsbeamte der Geschäftsstelle
0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

11.0 Zahl der Anw esenden
12 2 3 2 0 0 0 0 3 0 2 0 0 0 0 0 0 0 0

davon

11.1    Rechtsanw älte
4 1 0 0 0 0 0 0 2 0 1 0 0 0 0 0 0 0 0

11.2    Störer
2 0 2 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

12.0 Rechtsmittel, Anträge und pseudojuristische Anträge
6 0 0 1 0 4 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0 0 0

13.0 Sitzungspolizeiliche Ordnungsmittel
0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0

14.0 Roben 0 0 0 0 0 0 0

14.1 mit Robe amtiert
265 0 0 0 0 0 0 31 31 25 41 9 27 14 20 18 16 24 9

14.2 ohne Robe amtiert
196 44 44 22 31 25 21 0 2 0 1 4 1 1 0 0 0 0 0

15.0 Gründe/Bemerkungen
72 7 5 4 1 5 0 10 7 5 13 2 0 6 4 2 1 0 0

21.0 Termine
462

22.0 Dauer in Stunden
396:06

23.0 beigezogene Urkundsbeamte der Geschäftsstelle
82

24.0 Zahl der Anw esenden
6792

davon

24.1    Rechtsanw älte
264

24.2    Störer
57

25.0 Rechtsmittel, Anträge und pseudojuristische Anträge
72

26.0 Sitzungspolizeiliche Ordnungsmittel
5
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Anlage 11 
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Anlage 11 
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Anlage 11 
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Anlage 12 
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Anlage 13 
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Anlage 14 
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Anlage 15
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Anlage 15 
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Anlage 16
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Anlage 17
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Anlage 17
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Anlage 17 
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Anlage 18Anlage 18
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Anlage 18 
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Anlage 18
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Anlage 21
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Anlage 21 
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Anlage 22
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Anlage 23
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Anlage 23 
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Anlage 24
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Anlage 24 

 


